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ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

ERKLARUNG DER PLANZEICHEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 (1) BauGB, §§ 1 (5) und (6), 4 BauNVO)

2 Wo

Allgemeines Wohngebiet
(siehe textliche Festsetzungen Nr. 1.1, 1.2, 1.3)

Beschrankung der Zahl der Wohnungen, maximal
2 Wohnungen (siehe textliche Festsetzung Nr. 1.4)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (89 (1) Nr. 1 BauGB, 8§16 BauNVO)

0,3
1
FH 8,50 m

Grundflachenzahl

Zahl der Vollgeschosse als Hochstmalf3

Hohe baulicher Anlagen 8,50 m ab Oberkante
ausgebaute StralRe. Firsthohe als Hochstmalf3
(siehe Textliche Festsetzung Nr. 2.1)

BAUWEISE, BAULINIE, BAUGRENZEN
(8 9 (1) Nr. 2 BauGB, 88 12, 14, 22 und 23 BauNVO)

o

offene Bauweise

nur Einzel- und Doppelhauser zulassig

Baugrenze

VERKEHRSFLACHEN (8 9 (1) Nr. 4 und 11 und (6) BauGB)

StralRenverkehrsflache

a1

51
a7

Stral3enbegrenzungslinie

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
hier: Offentliche Parkflache

G+R Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
hier: Geh- und Radweg

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

FLACHEN FUR VERSORGUNGSANLAGEN, FUR DIE ABFALLBESEITIGUNG
SOWIE FUR ABLAGERUNGEN (§ 9 (1) Nr. 12, 14 und (6) BauGB)

B
O

GRUNFLACHEN (8§ 9 (1) Nr. 15 und (6) BauGB)

Elektrizitat
hier: Trafostation

Abwasser
hier: Pumpstation

Offentliche Griinflache

RRH Zweckbestimmung: Regenriickhaltung
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93
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101
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PLANUNGEN, NUTZUNGSREGLUNGEN, MASSNAHMEN UND FLACHEN
FUR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG
VON NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 (1) Nr. 20, 25 und (6) BauGB)

Umgrenzung von Flachen fir MaRnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(siehe textliche Festsetzung Nr. 4.1)

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(siehe textliche Festsetzungen Nr. 4.2 bis 4.5 und 4.8)

Anpflanzen von Baumen
(siehe textliche Festsetzungen Nr. 4.6 bis 4.8)

-
g

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des
— Bebauungsplanes Nr. 29 "Nérdlich Hainwaldweg"
- Véhrum (8 9 (7) BauGB)
oo o000 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
angrenzender Bebauungsplane

ERKLARUNG DER PLANUNTERLAGE

56/5

Flurgrenze

Flurstiicksgrenze mit Grenzstein

Flursticksnummer

Wohngebaude mit Hausnummer

sonstige Gebaude

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1.1

1.2

13

1.4

2.1

3.1

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(89 (1) Nr. 1 BauGB, 8§88 1 (5) und (6), 4 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

Zulassig sind:
- Wohngebéaude
- die der Versorgung des Gebietes dienende Laden

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden:

- Schank- und Speisewirtschaften

- nicht stérende Handwerksbetriebe

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke

- kleine Betriebe des Beherbergungswesens

- sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe

Im allgemeinen Wohngebiet sind Anlagen fur Verwaltungen, Gartenbaube-
triebe und Tankstellen unzulassig.

Aus besonderen stadtebaulichen Grinden sind im Plangebiet je Wohnge-
baude maximal 2 Wohnungen zuléssig.

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(8 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Firsthohe im Sinne der Festsetzung ist die Schnittlinie zwischen den Ober-
flachen der Dachhaut. Ist eine Schnittlinie nicht bestimmbar ist der héchs-
te dulRere Punkt des Daches bzw. der Attika fur die Bestimmung der HOhe
im Sinne der Firsthohe mal3gebend.

Bezugspunkt fur die Hohe der baulichen Anlagen ist die Oberkante der
ausgebauten Stral3e.

UBERBAUBARE GRUNDSTUCKSFLACHEN
(89 (1) Nr. 2und Nr. 4 BauGB, 8§ 12, 14, 22 und 23 BauNVO)

Garagen, offene Garagen (Carports) und Nebenanlagen sind nur inner-
halb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.

PLANUNGEN; NUTZUNGSREGELUNGEN; MASSNAHMEN UND FL A-
CHEN FUR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ; ZUR PFLEGE UND ZUR
ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

(8 9 (1) Nr. 20 u. Nr. 25)

Innerhalb der Flache fur MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschatft gilt folgendes:

Die vorhandene Weideflache und die westlich angrenzende Ackerflache
sind durch Nutzungsaufgaben und PflegemalRnahmen zu extensivem
Grinland auf Moorbéden zu entwickeln. Dazu ist eine jahrliche Mahd,
nicht vor dem 01.07. eines jeden Jahres durchzufihren. Das Mahgut ist
abzufahren. Aufkommender Baum- und Strauchaufwuchs ist zu entfernen.

Auf den 5,0 m breiten Flachen mit Anpflanzungsfestsetzungen am westli-
chen Plangebietsrand ist je angefangene 10,0 Ifm ein standortgerechter,
heimischer, kleinkroniger, hochstammiger Laubbaum zu pflanzen.

Zusétzlich ist je 2,0 m? der Flache mindestens ein standortgerechtes, hei-
misches Laubgehdlz (Strauch als Hecke) anzupflanzen.

Auf den 3,0 m breiten Flachen mit Anpflanzungsfestsetzungen am 0stli-
chen Plangebietsrand ist je angefangene 15,0 Ifm ein standortgerechter,
heimischer, kleinkroniger, hochstammiger Laubbaum zu pflanzen.
Zusatzlich ist je 2,0 m2 der Flache mindestens ein standortgerechtes, hei-
misches Laubgehd6lz (Strauch als Hecke) anzupflanzen.

Auf den 3,0 m breiten Flachen mit Anpflanzungsfestsetzung am sudli-
chen Plangebietsrand st je 2,0 m2 der Flache mindestens ein standort-
gerechtes heimisches Laubgehdlz (Strauch als Hecke) anzupflanzen.

Auf den 4,0 m breiten Flachen mit Anpflanzungsfestsetzungen inmitten
des Baugebiets ist je 2,0 m2 der Flache mindestens ein standortgerech-
tes heimisches Laubgehdlz (Strauch als Hecke) anzupflanzen.

Fur die Baum-Pflanzbindung der Baugrundstiicke gilt folgende Festset-
zung:

An den festgesetzten Standorten sind stralRenbegleitend heimische,
standortgerechte, kleinkronige, hochstammige Laubbaume zu pflanzen, zu
pflegen und im Falle ihres Abganges durch neue der gleichen Art in der
auf den Abgang folgenden Pflanzperiode zu ersetzen.

Die Standorte aller festgesetzten anzupflanzenden Baume kdnnen gering-
flgig verschoben werden.

Als Ausgleichsmallnahme ist je angefangene 60,00 m2 versiegelter
Grundstucksflache ein standortgerechter, hochstdmmiger, kleinkroniger
Laubbaum auf dem jeweiligen Grundstlck zu pflanzen. Die unter Pkt. 4.2,
4.3, 4.6 zu pflanzenden B&aume werden hierauf angerechnet.

Ausfiihrungsbestimmung zu Nr. 4.2 bis 4.7

Die zur Begrinung vorgesehenen Flachen im gesamten Plangebiet sind
spatestens in der zweiten folgenden Pflanzperiode nach Ingebrauchnah-
me der baulichen Anlage geméal den Festsetzungen abschlieend zu be-
grunen.

Die zu pflanzenden Baume und Straucher sind fachgerecht anzupflanzen,
zu pflegen und im Falle Ihres Abganges durch neue der gleichen Art in der
auf den Abgang folgenden Pflanzperiode zu ersetzen.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

a)

b)

d)

f)

)

h)

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S.
2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November
2014 (BGBI. 1 S. 1748)

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geédndert
durch Artikel 2 des Gesetz vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548)

Planzeichenverordnung (PlanzV)
in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt geédndert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509)

Niederséchsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds.
GVBI. S. 434)

Niederséchsische Bauordnung (NBauO)
in der Fassung vom 03. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt geédndert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2014 (Nds. GVBI. S. 206)

Gesetz uber Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S.
94), zuletzt geandert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013
(BGBI. | S. 2749)

Niederséchsisches Ausfiihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(NAGBNatSchG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBI.
S. 104)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt ge&ndert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 07. August 2013 (BGBI. | S. 3154)

ORTLICHE BAUVORSCHRIFT UBER GESTALTUNG
(88 80 (3) und (5), 84 (3) Nr. 3 NBauO)

1.

Bauvorschrift

Aus besonderen stadtebaulichen Griinden wird die maximal zulassige Ho-
he der StraRen zugewandten Einfriedung auf 1 m festgesetzt, gemessen
ab ausgebauter StralRenoberkante.

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig gemal § 80 (3) NBauO handelt, wer dieser ortlichen Bau-
vorschrift vorsatzlich oder fahrlassig zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkei-
ten kdnnen mit einer GeldbulRe bis zu 500.000 € gemaf § 80 (5) NBauO
geahndet werden.

HINWEISE

1.

Im Plangebiet ist das DVGW — Regelwerk GW 125 und ATV — H 162
.Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsleitungen“ hin-
sichtlich vorgesehener Baumpflanzungen zu beachten.

Das Merkblatt der ,, Unteren Abfall-, Bodenschutz- und Wasserbehoérde* ist
zu beachten.

Sollten bei Aushubarbeiten Bodenverhéltnisse vorgefunden werden, die
untypisch fur dieses Gebiet sind oder auf Altablagerungen hindeuten, ist
dieses umgehend der unteren Abfall-, Bodenschiitz- und Wasserbehorde
des Landkreises Peine mitzuteilen.

Im gesamten Plangebiet sind beim Auffinden von archaologischen Funden
die Bauarbeiten sofort einzustellen und die Stadt Peine — Untere Denk-
malschutzbehorde, KantstralRe 5, 31224 Peine, unverzuglich in Kenntnis
Zu setzen.

Nach Auskunft des Landkreis Peine muss bei der Versickerung des Ober-
flachenwassers mit erschwerten Verhaltnissen gerechnet werden.

Sofern anfallendes Regenwasser ganz oder teilweise auf den Baugrund-
sticken versickert werden soll, ist hierzu ein gesonderter Antrag bei der
Stadtentwasserung Peine zu stellen.

Es werden keine Regenwasser-Grundstiicksanschlussschéachte seitens
der Stadtentwasserung Peine im Zuge der ErschlielBung vorgesehen. Die-
se mussen bei Bedarf vom Grundstiickseigentiimer privat und zu eigenen
Lasten gesetzt werden.

Aufgrund der heterogenen Baugrundverhaltnisse wird seitens der Stadt-
entwasserung Peine zu einer objektbezogenen Baugrunduntersuchung
geraten. Es wird darauf hingewiesen, dass bei unterkellerten Gebauden
eine Abdichtung im Sinne der DIN 18195-6 gegen von auf3en driickendes
und aufstauendes Sickerwasser erforderlich ist.

Seitens der Landwirtschaftskammer Niedersachsen wurde hingewiesen,
dass durch die Bewirtschaftung der westlich an das Plangebiet angren-
zende Ackerflachen ggf. auch an Sonn- und Feiertagen und in spaten
Abendstunden Staube, Gerausche und Geriuche entstehen. Diese kdnnen
in das Plangebiet hineinwirken und sind von den Anwohnern als ortsiblich
zu tolerieren.

Aufgrund des erfolgten StraBRenausbaus ist eine durchgehende
Einhaltung dieser Vorschrift nicht méglich. Daher muss diese
Vorschrift nicht angewendet werden. Im Ubrigen sind die
Vorschriften der Niedersiachsischen Bauordnung einzuhalten.
Einfriedungen diirfen inkl. etwaiger Stiitzmauern eine maximale
Hohe von 2,0 m ab gewachsener Gelandeoberflache haben.
Einfriedungen liber dieses MaR hinaus sind bauantragspflichtig

und miissen Grenzabstinde einhalten.

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am 28.02.2013 die Aufstellung des
Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemall §2 Abs.1
BauGB am 07.03.2013 ortsuiblich bekannt gemacht.

Peine, den 10.12.2015
Stadt Peine - Der Burgermeister in Vertretung

gez. Hans-Jurgen Tarrey
Erster Stadtrat

PLANUNTERLAGE

Der anliegende Auszug aus dem Liegenschaftskataster vom 02. Dezember 2015 ist
Bestandteil der Planunterlage. Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des
Liegenschaftskatasters vom 3. Quartal 2015. Fir die Vollstidndigkeit des Nachweises
der bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Stralen, Wege und Platze wird keine
Gewahr Glbernommen.

Die Darstellung der Liegenschaften ist geometrisch bedingt einwandfrei. Die
Ubertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Ortlichkeit ist einwandfrei
madglich, nach einer Grenzfeststellung der Umringungsgrenzen des Bebauungsplanes.

Peine, den 02.12.2015
Katasteramt Peine

gez. Borch L.S.
Vermessungsoberamtsrat

PLANVERFASSER

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet durch das Hochbauamt,
Abteilung Stadtplanung.

Peine, den 10.12.2015
Stadt Peine - Der Birgermeister in Vertretung

gez. Hans-Jurgen Tarrey
Erster Stadtrat

OFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am 24.11.2014 dem
Entwurf des Bebauungsplanes und der Begrindung zugestimmt und die 6ffentliche
Auslegung gemald 83 Abs.2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der offentlichen
Auslegung wurden am 29.11.2014 ortsublich bekannt gemacht. Der Entwurf des
Bebauungsplanes und die Begriindung haben vom 09.12.2014 bis 16.01.2015 gemafi
83 Abs.2 BauGB offentlich ausgelegen.

Peine, den 10.12.2015
Stadt Peine - Der Burgermeister in Vertretung

gez. Hans-Jurgen Tarrey
Erster Stadtrat

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan nach Prifung der vorgebrachten
Anregungen gemalfd 83 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 26.11.2015 als Satzung
sowie die Begrindung beschlossen.

Peine, den 10.12.2015
Stadt Peine - Der Burgermeister in Vertretung

gez. Hans-Jurgen Tarrey
Erster Stadtrat

RECHTSKRAFT

Der Satzungsbeschluss ist gemaRR 8§ 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB am 19.01.2016 im
Amtsblatt des Landkreises Peine bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan ist
damit am 19.01.2016 in Kraft getreten. In der Bekanntmachung ist ein Hinweis auf §
215 BauGB erfolgt.

Peine, den 28.01.2016
Stadt Peine - Der Burgermeister in Vertretung

gez. Hans-Jurgen Tarrey
Erster Stadtrat

VERLETZUNG VON VERFAHRENS- UND FORMVORSCHRIFTEN

Innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes ist die
Verletzung von Vorschriften gemaR § 214 Abs. 1 Satz 1, Ziffer 1 bis 3 und Abs. 3, Satz
2 BauGB beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht
worden.

Peine, den
Stadt Peine - Der Burgermeister in Vertretung

Erster Stadtrat

Praambel

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m.
§ 58 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKommVG) hat
der Rat der Stadt Peine diesen Bebauungsplan, bestehend aus der
Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung
beschlossen:

Peine, den 10.12.2015

gez. Michael Kessler

Blrgermeister

L. S.

Stadt Peine

Bebauungsplan Nr. 29
,NoOrdlich Hainwaldweg" - Vohrum

(mit Srilicher-Bauvorschrift)

Flur: 6

Gemarkung: Voéhrum Mal3stab: 1 : 1.000



http://www.peine01.de/de-wAssets/docs/mediadaten_stadt/eigene_daten/Hochbau/Bauleitplaene-Stadtplanung/Abgeschlossene/011_Voehrum/VOeH29-03-Staedtebaulicher_Entwurf.pdf
http://www.peine01.de/de-wAssets/docs/mediadaten_stadt/eigene_daten/Hochbau/Bauleitplaene-Stadtplanung/Laufende/011_Begruendung_Umweltbericht_Abwaegung_29_Voehrum.pdf
Schniete
Polygon

Schniete
Rechteck

Schniete
Schreibmaschinentext
Aufgrund des erfolgten Straßenausbaus ist eine durchgehende 
Einhaltung dieser Vorschrift nicht möglich. Daher muss diese 
Vorschrift nicht angewendet werden. Im Übrigen sind die 
Vorschriften der Niedersächsischen Bauordnung einzuhalten. 
Einfriedungen dürfen inkl. etwaiger Stützmauern eine maximale 
Höhe von 2,0 m ab gewachsener Geländeoberfläche haben. 
Einfriedungen über dieses Maß hinaus sind bauantragspflichtig 
und müssen Grenzabstände einhalten.
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Linien

Schniete
Rechteck

Schniete
Polygonlinien

Schniete
Polygonlinien
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